
 1 

 
 
 

8. Änderung des Flächennutzungsplans 
im Bereich 

„Gesundheitspark“ 
in Leverkusen-Schlebusch 

 
Stellungnahmen 

im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
und 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf 
 

 
Äußerungen von Bürgerinnen und Bürgern zur 8. Änderung des Flächennutzungs-
planes sind nicht eingegangen. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zur 8. Änderung des Flächennutzungs-
planes im Bereich „Gesundheitspark“ in Schlebusch und zum Bebauungsplanverfah-
ren Nr. 193/III Gesundheitspark Leverkusen hat am 03.06.2014 im Freiherr-vom-
Stein- Gymnasium, Morsbroicher Str. 77, 51375 Leverkusen stattgefunden. Im Rah-
men der Bürgerversammlung wurden Verfahren und Inhalt der Flächennutzungs-
planänderung und des Bebauungsplanes erläutert. Nachfragen und Äußerungen 
zum Flächennutzungsplanverfahren wurden nicht gestellt. Ein Abwägungsvorschlag 
ist daher nicht notwendig. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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8. Änderung des Flächennutzungsplans 
im Bereich 

„Gesundheitspark“ 
in Leverkusen-Schlebusch 

 
Äußerungen 

im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
und 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf 
 

 
 
Behörde 3: Bezirksregierung Düsseldorf – KBD vom 02.07.2014 
Behörde 5: Bezirksregierung Köln, Dez. 54, vom 04.07.2014 
Behörde 6: Geologischer Dienst vom 09.07.2014 
Behörde 7: Bezirksregierung Düsseldorf vom 10.07.2014 
Behörde 8: Bezirksregierung Köln, Immissionsschutz, vom 17.07.2014 
Behörde 9: Wohnungsgesellschaft Leverkusen vom 25.07.2014 
 
 
Folgende Behörden haben nur Äußerungen zum Bebauungsplan vorgetragen: 
 
Behörde 1: Landesbetrieb Wald und Holz vom 26.06.2014  
Behörde 2: LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland vom 30.06.2014 
Behörde 4: Telekom vom 04.07.2014 
 
Folgende Behörden haben Äußerungen abgegeben und haben keine Beden-
ken: 
 
Behörde 10: Rheinischer Einzelhandels- und Dienstleistungsverband vom 

25.06.2014 
Behörde 11: unitymedia kabel vom 27.06.2014 
Behörde 12: Stadt Monheim vom 30.06.2014 
Behörde 13: Technische Betriebe Leverkusen vom 01.07.2014 
Behörde 14: Energieversorgung Leverkusen vom 02.07.2014 
Behörde 15: Telefonica vom 03.07.2014 
Behörde 16: PLEdoc vom 03.07.2014 
Behörde 17: e-plus vom 08.07.2014 
Behörde 18: IHK Köln vom 08.07.2014 
Behörde 19: Rheinisch-Bergischer Kreis vom 09.07.2014 
Behörde 20: Stadt Leichlingen vom 11.07.2014 
Behörde 21: Rheinisch-Bergischer Kreis vom 15.07.2014 
Behörde 22: e-plus vom 16.07.2014 
Behörde 23: Bezirksregierung Köln, Dez. 33, vom 17.07.2014 
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Behörde 3: Stellungnahme der Bezirksregierung Düsseldorf – KBD vom 
02.07.2014 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Ein entsprechender Hinweis wird in den Erläuterungsbericht zur Flächennutzungs-
plan-Änderung aufgenommen. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 5: Stellungnahme der Bezirksregierung Köln, Dez. 54, vom 04.07.2014 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die vorgebrachten Hinweise werden im Bebauungsplanverfahren berücksichtigt, sind 
nicht Gegenstand des Flächennutzungsplanverfahrens. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 6: Stellungnahme des Geologischer Dienstes vom 09.07.2014 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen, der Hinweis 
ist nicht Gegenstand des Flächennutzungsplanverfahrens. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 7: Stellungnahme der Bezirksregierung Düsseldorf vom 10.07.2014 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Sachlage ist bekannt. Ein Eignungsgutachten durch einen technischen Sachver-
ständigen für Hubschrauberflugplätze ist im Entwurf erstellt und soll zusammen mit 
dem entsprechenden Lärmgutachten Grundlage der Antragsunterlagen gem. Luft-
verkehrsgesetz werden. Im Flächennutzungsplan wird der Landeplatz nur nachricht-
lich dargestellt. Der Flächennutzungsplan stellt keine Genehmigungsgrundlage für 
die Errichtung eines Hubschrauberlandeplatzes dar. 
 
Bereits in der Bürgerversammlung zum Verfahren der Änderung des Flächennut-
zungsplanes wurde auf die voneinander unabhängigen Verfahren Bauleitplanung 
und luftrechtliche Genehmigung verwiesen. Im Rahmen des luftrechtlichen Geneh-
migungsverfahrens wird die Maßnahme konkretisiert; hier ist eine weitere Beteiligung 
der Öffentlichkeit vorgesehen. Allerdings ist der Zeitpunkt der Antragstellung durch 
das Klinikum derzeit nicht absehbar, so dass mit einer kurz- bis mittelfristigen Reali-
sierung des Hubschrauberlandeplatzes nicht zu rechnen ist. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 8: Stellungnahme der Bezirksregierung Köln, Immissionsschutz 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1) 
Die FFH-Vorprüfung und die Artenschutzprüfung werden der Bezirksregierung vorge-
legt werden.  
 
Die FFH-Verträglichkeitsprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass die geplanten bauli-
chen Maßnahmen unter Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen für das FFH-
Gebiet verträglich sind. Die Auswirkungen des geplanten Hubschrauberbetriebes auf 
das FFH-Gebiet werden in einem separaten Gutachten im Rahmen des luftrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens betrachtet.  
 
Die Artenschutzprüfung zum Bebauungsplan kommt ebenfalls zu dem Ergebnis, 
dass die geplanten Vorhaben mit Hilfe der im Gutachten genannten Vermeidungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen aus Sicht des Artenschutzes verträglich sind. 
 
Für den Betrieb des Hubschraubers wird im Rahmen des luftrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens eine separate Artenschutzvorprüfung erstellt. 
 
Zu 2) 
Der Immissionsgutachter steht in enger Abstimmung mit der unteren Immissions-
schutzbehörde bei der Stadt Leverkusen. Eine Beachtung aller lärmrelevanten Fakto-
ren ist damit gesichert. Da sich das Klinikum Leverkusen auf Flächen verschiedener, 
nicht-städtischer Gesellschaften befindet, ist zunächst die Untere Immissionsschutz-
behörde bei der Stadt Leverkusen zuständig. Das Immissionsgutachten wird nach 
Fertigstellung der Bezirksregierung Köln zugestellt.  
 
Zu 3) 
Das Ergebnis des gesamtstädtischen Gutachtens zu Störfallbetrieben ist abzuwarten. 
Zum derzeitigen Stand ist nicht von wesentlichen Beeinträchtigungen durch die Lage 
im Achtungsabstand zum Störfallbetrieb auszugehen.  
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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Behörde 9: Stellungnahme der Wohnungsgesellschaft Leverkusen vom 
25.07.2014 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Hubschrauberlandeplatz soll in der Flächennutzungsplan-Änderung vermerkt 
werden, um den Standort im Klinikum langfristig zu sichern. Eine Zulässigkeit ergibt 
sich aus der Flächennutzungsplanänderung nicht. Für die Genehmigung eines Hub-
schrauberlandeplatzes ist die Bezirksregierung Düsseldorf als Luftfahrtbehörde zu-
ständig. Der Zeitpunkt für die Antragstellung durch das Klinikum ist noch ungewiss, 
kurz- bis mittelfristig ist nicht damit zu rechnen. Dennoch wurden im Rahmen eines 
Entwurfs des Eignungsgutachtens bereits die zu erwartenden Geräuschimmissionen 
gutachterlich ermittelt. 
 
Der durch die Starts und Landungen verursachte Hubschrauberlärm bliebe weit un-
terhalb der gesetzlichen Richtwerte, so dass keine Begründung für eine Wertminde-
rung erkennbar ist. Es handelt sich um einzelne Geräuschspitzen und nicht um eine 
zusätzliche Dauerbelastung. Die Flüge würden zudem ausschließlich bei Tageslicht 
stattfinden, so dass sich Flüge im Nachtzeitraum auf wenige mögliche Stunden im 
Sommer beschränken. 
 
Die Notwendigkeit eines Landeplatzes ergibt sich aus der Versorgungsstufe des 
Krankenhauses. Standortalternativen gibt es nicht. Durch die Regelungen des Luft-
verkehrsgesetzes wird dafür Sorge getragen, dass die Belange der Wohnbevölke-
rung berücksichtigt werden.  
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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